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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Faistenau erlässt aufgrund von § 17 Abs 3 Z 2 
Finanzausgleichsgesetz 2024 - FAG 2024 BGBl I Nr. 168/2023 idgF, mit Beschluss vom 
26. Juni 2025 die nachstehende Hundesteuerverordnung. 
 
 

§ 1 Steuergegenstand  
 

Für alle Hunde im Gemeindegebiet Faistenau, die älter als 12 Wochen sind und nicht 
als Wachhunde, Assistenzhunde gemäß § 39a des Bundesbehindertengesetzes, BGBl Nr. 
283/1990 idgF, Jagdgebrauchshunde gemäß § 6 Abs 2 dieser Verordnung, sowie in 
Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden, ist eine Hundesteuer zu 
entrichten. 
 
 

§ 2 Steuerpflichtiger 
 

(1) Steuerpflichtig ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist jene Person, die 

zumindest vorübergehend für den Hund verantwortlich ist oder diesen in ihrer 

Obhut hat. Das Eigentum am Hund ist nicht erforderlich. 

(2) Wird ein Hund in Pflege oder auf Probe gehalten, ist die Hundesteuer zu entrichten, 

sofern nicht nachgewiesen werden kann, dass dieser bereits in einer anderen 

Gemeinde versteuert wurde. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinsam einen Hund, so haften sie als 

Gesamtschuldner, wobei eine Person als Abgabenschuldner auftritt. 

(4) Der Nachweis, dass ein Hund das Alter von 12 Wochen noch nicht erreicht hat, 

obliegt dem Hundehalter. 

 
 

§ 3 Entstehen und Erlöschen der Steuerschuld 
(1)  

(2) Die Steuerschuld entsteht mit dem Quartal, in dem der Erwerb des Hundes bzw. 
Zuzug mit einem solchen Hund stattfindet. Für das Halten neugeworfener Hunde 
entsteht die Steuerschuld mit Ablauf jenes Monates, in dem der Hund das Alter von 
12 Wochen erreicht hat. 

(3) Die Steuerschuld erlischt mit dem Quartal, in dem der Hund abgemeldet wird. 
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§ 4 Meldepflicht 

 

(1) Die Anmeldung ist vom Hundehalter persönlich im Bürgerservice der Gemeinde 
Faistenau vorzunehmen. Die Anmeldung hat zu enthalten: 
1. Name und Anschrift der Hundehalterin/des Hundehalters 
2. Rasse, Farbe, Geschlecht und Alter des Hundes 
3. Name und Anschrift der Person, die den Hund zuletzt gehalten hat 
4. Die Kennzeichnungsnummer (§ 24a Abs 2 Z 2 lit d TSchG) 

(2) Der Meldung gemäß Abs. 2 sind anzuschließen 
1. der für das Halten des Hundes erforderliche Sachkundenachweis 
2.  der Nachweis, dass für den Hund eine Haftpflichtversicherung besteht. 
3.  Bei Jagdgebrauchshunden der Nachweis einer entsprechenden positiven  

 Prüfung, die zur Erfüllung der jagdgesetzlichen Bestimmungen notwendig ist. 
(3) Nach Eingang der erforderlichen Unterlagen hat der Hundehalter eine 

Hundemarke zu erwerben, die der Hund ständig an einem Halsband zu tragen hat. 
Bei Verlust dieser Kennzeichnung wird eine kostenpflichtige Ersatzmarke 
ausgegeben. 

(4) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die Beendigung des Haltens eines 
Hundes unter Angabe des Endigungsgrundes und unter Bekanntgabe einer 
allfälligen neuen Hundehalterin oder eines neuen Hundehalters binnen einer 
Woche der Gemeinde zu melden 
Durch eine Abmeldung des Wohnsitzes des Hundehalters erfolgt die Abmeldung 
der Hundesteuer nicht automatisch. Falls keine Abmeldung erfolgt, besteht die 
Abgabenpflicht weiter.  

 
 

§ 5 Höhe und Fälligkeit der Steuer 
 

(1) Die Steuer wird für das Kalenderjahr erhoben.  
(2) Die Höhe der Steuer wird jährlich im Gebührenbeschluss der Gemeinde Faistenau 

für den Voranschlag des folgenden Jahres beschlossen und kundgemacht.  
(3) Entsteht oder endet die Steuerpflicht während des Jahres, ist für jedes Quartal, 

in dem die Steuerpflicht bestanden hat, ein Viertel des Jahresbetrages zu 
entrichten.  

(4) Bei Ableben des „ersten“ Hundes wird der „zweite“ Hund zum ersten Hund. In 
diesem Fall werden beide Hunde aliquot nach Quartalen vorgeschrieben. 

(5) Wird ein Hund im Laufe des Jahres innerhalb des Gemeindegebietes von Faistenau 
verkauft, bzw. erworben, wird den jeweiligen Steuerpflichtigen aliquot nach 
Quartalen vorgeschrieben. 

 
 

§ 6 Steuerbefreiung  
 

(1) Von der Hundesteuerpflicht ausgenommen sind gemäß § 17 Abs 3 Z 2 FAG 2017 
Wachhunde, Assistenzhunde gemäß § 39a des Bundesbehindertengesetzes, BGBl 
Nr. 283/1990 idgF, Jagdgebrauchshunde gemäß § 6 Abs 2 dieser Verordnung, sowie 
Hunde, die zur Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden. 

(2) Jagdgebrauchshunde im Sinne dieser Verordnung sind jagdlich geführte Hunde, 
die im Sinne des Jagdgesetzes 1993 zur Erfüllung der jagdgesetzlichen 
Bestimmungen ausgebildet und notwendig sind und deren Halter im Besitz einer 
gültigen Salzburger Jahresjagdkarte ist. 



 
 
(3) Wachhunde sind Hunde im Alter von mindestens 12 Wochen, die aufgrund ihrer 

Wesensart oder aufgrund eines Nachweises für Wachzwecke geeignet sind und 
tatsächlich zur Bewachung von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 
Lagerräumen oder -plätzen verwendet werden. 
Bewachungsbedürftigkeit liegt vor, wenn aufgrund größerer Entfernung der zu 
bewachenden Anlage von bewohnten Gebäuden oder aufgrund schlechter 
Verkehrsbedingungen oder sonstiger besonderer Verhältnisse mit einer raschen 
nachbarlichen Hilfe im Notfall nicht zu rechnen ist. Außerdem setzt die 
Verwendung eines Hundes zu Wachzwecken voraus, dass bei oder in den zu 
bewachenden Anlagen ein für den dauernden Aufenthalt des Hundes geeigneter 
Raum (Hütte, Zwinger etc.) zur Verfügung steht, von dem aus der Hund seinen 
Wachzweck erfüllen kann. Pro Objekt wird die Steuerbefreiung für maximal einen 
Hund gewährt. 

(4) Das Vorliegen eines Befreiungsgrundes ist vom Hundehalter unter Vorlage 
entsprechender Bescheinigungen nachzuweisen. 

(5) Jede Änderung in den Voraussetzungen für eine Ausnahme von der Steuerbefreiung 
ist der Gemeinde binnen einer Woche, gerechnet vom Eintritt des Ereignisses, 
anzuzeigen. 

(6) Für Assistenzhunde gemäß § 39a des Bundesbehindertengesetzes, BGBl Nr. 
283/1990 idgF, und für Jagdgebrauchshunde gemäß § 6 Abs 2 dieser Verordnung 
beginnt die Steuerbefreiung ab dem Folgejahr nach positiv abgelegter Prüfung und 
gilt auf Lebenszeit des Tieres. 

 
 

§ 7 Auskunftspflicht und Kontrolle 
 

Jeder Grundstückseigentümer, Berechtigte, Betriebsinhaber, Haushaltsvorstand, 
Hundehalter oä. ist verpflichtet, der Abgabenbehörde auf Befragung über die auf seinem 
Grundstück/seinem Objekt gehaltenen Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß 
Auskünfte zu erteilen.  
 
 

§ 8 Strafbestimmung  
 

Wer einen Hund nicht anmeldet bzw. wer die Steuer nicht rechtzeitig entrichtet oder 
verkürzt, begeht eine Verwaltungsübertretung gemäß § 10 Abs 2 des 
Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VSTG, BGBl Nr. 52/1991 idgF. 
 
 

§ 9 Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. 
 

Der Bürgermeister 
Gerald Klaushofer 

 
 
 
 
Angeschlagen am 12. August 2025 


